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den. Mit ihrer Hilfe gelang es rechtzeitig, sich bereits in den 
60er Jahren abzeichnende wissenschaftlich-technische Ent­
wicklungen zu berücksichtigen. Daher ist es heute und wahr­
scheinlich auch in absehbarer Zukunft möglich, neue Entwick­
lungen der wissenschaftlich-technischen Informationsspeiche­
rung, wie z. B. Datenaufzeichnungen auf magnetisierbaren 
Trägermaterialien (Bänder, Disketten, Geldkarten, Kre­
ditkarten usw.), beweisrechtlich zu erfassen. Diese Kategorie 
enthält Aufzeichnungen bzw. Fixierungen, die Signalparame­
ter bzw. Speicherzustäride umfassen, denen in direkter ana­
loger oder digitaler Zuordnung und Vereinbarung kommuni­
kative Zeichen mit Bedeutungsinhalten zugeordnet wurden 
(z. B. Aufzeichnungen von Schrift, Sprache, Daten). Zu ihr ge­
hören aber auch speziell zur Informationsspeicherung entwik- 
kelte künstlich-technische Verfahren, mit deren Hilfe auf ma­
terielle Träger beliebige Signale gespeichert werden können 
(z. B. Aufzeichnungen von stehenden und bewegten Bildern, 
von Geräuschen, Musik, Meßregistrierungen).4

Im Unterschied dazu hat sich die herkömmliche Kategorie 
„Beweisgegenstände“ unter dem Einfluß des wissenschaftlich- 
technischen Fortschritts und der aus ihm erwachsenden Me­
thoden, Mittel und Verfahren in ihrem bisherigen Verständnis 
als zu eng erwiesen, um alle Bereiche der Substanzanalyse zu 
erfassen. Zur Lösung dieses Problems ist entweder eine weite 
Auslegung des Begriffs „Beweisgegenstand“5 6 oder die Be­
schränkung dieses Begriffs mit Blick auf Form, Gewicht und 
Gestalt des Objekts bei gleichzeitiger Einführung eines neuen 
Erweiterungsbegriffs der gegenständlichen Sachlichkeit5 mög­
lich.

Von diesen beiden Varianten ist m. E. die letztere vorzu­
ziehen. Eine gesetzgeberische Lösung des Problems erscheint 
insoweit angebrachter, als die weite Auslegung des Begriffs 
„Beweisgegenstand“ die Gefahr einer Überschreitung der 
sprachlichen Grenze des Begriffsinhalts einschließt. Das aber 
könnte dazu führen, daß bei analoger Anwendung dieses Be­
griffs Beweismittel in das Strafverfahren Eingang finden 
könnten, die vom Gesetz nicht zugelassen sind.7

Neben den bereits genannten Kategorien von Beweismit­
teln gewinnen auch die Sachverständigengutachten unter dem 
Einfluß des wissenschaftlich-technischen Fortschritts sowohl 
in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht zunehmende 
Bedeutung.8 Mit der Erschließung neuer wissenschaftlich-tech­
nischer Möglichkeiten für die Untersuchungspraxis erhöht sich 
der Umfang der gesicherten Spuren und damit die Zahl der 
Sachverständigengutachten.9 Erinnert sei in diesem Zusam­
menhang an die beeindruckenden Entwicklungen nicht nur 
auf den Gebieten der Daktyloskopie, Trassologie, Ballistik 
und Schriftuntersuchung, sondern auch auf solchen Spezial­
gebieten wie der forensischen Chemie, Biologie, Akustik, die 
dem Sachverständigen neue Möglichkeiten im Identifizie­
rungsprozeß eröffnen.

Die zunehmende Bedeutung des Sachverständigengutach­
tens für die Beweisführung zeigt sich darin, daß die Sach­
kunde des Juristen mit dem Voranschreiten des wissenschaft­
lich-technischen Fortschritts immer häufiger nicht mehr aus­
reicht, um den Informationsgehalt bestimmter Beweismittel 
zu erschließen.

Mit dem Anwachsen der Rolle von Sachverständigengut­
achten im Prozeß der Beweisführung sind zugleich zwei — be­
reits heute zu beobachtende und künftig noch stärker in Er­
scheinung tretende — Tendenzen in der Beweisführung ver­
bunden: Die erste findet ihren Ausdruck in einem Ansteigen 
der Beweisführung durch Indizien bzw. Indizienbeweisketten. 
Dabei kommt den Sachverständigengutachten nicht selten eine 
Schlüsselrolle zu. Auf die Zulässigkeit einer solchen Beweis­
führung und die an sie zu stellenden Anforderungen wurde 
in der Rechtsprechung bereits mehrfach hingewiesen.10 11

Zur Beweisführung auf der Grundlage von Indizien heißt 
es in Abschn. IV Ziff. 1 Buchst, c der Beweisrichtlinie11: „Vor­
aussetzungen für eine Verurteilung des Angeklagten sind in 
diesen Fällen, daß
— die für die Beweisführung erheblichen Informationen aus 
indirekten Beweismitteln wahr sind;
— diese beweiserheblichen Tatsachen in einem solchen logi­
schen, widerspruchsfreien und lückenlosen Zusammenhang 
zueinanderstehen (Indizienkette), daß sie insgesamt zur zwei­
felsfreien Feststellung von Umständen führen, welche die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit des Angeklagten begrün­
den;
— sämtliche für die Entscheidung bedeutungsvollen Beweis­
möglichkeiten ausgeschöpft wurden und die Beweismittel 
keine Informationen enthalten, die den durch die Indizien­
kette begründeten Schlußfolgerungen entgegenstehen oder 
nicht erklärbare Widersprüche zu Einzelinformationen aus 
indirekten Beweismitteln begründen.“

Eine zweite Tendenz besteht darin, daß infolge naturwis­
senschaftlich-technischer und mathematischer Entwicklungen 
sowie auch wachsender rechentechnischer Möglichkeiten 
(Computertechnik) wahrscheinlichkeitstheoretische und ma­
thematisch-statistische Erwägungen bei der Beurteilung des 
Beweiswerts bestimmter Informationen zunehmend im Straf­
verfahren zu beachten sind.12 * So geht Abschn. IV Ziff. 4 der 
Beweisrichtlinie vom 15. Juni 1988 — im Unterschied zur Be­
weisrichtlinie vom 16. März 1978 — ausdrücklich auf Fragen 
der Würdigung von Gutachteraussagen ein, die auf wahr­
scheinlichkeitstheoretischen und mathematisch-statistischen 
Methoden beruhen. Eine solche Entwicklung erfordert von 
den Juristen jedoch nicht nur neue Kenntnisse, sondern auch 
die Bereitschaft zum Verständnis naturwissenschaftlicher 
Denkweisen. Hier sind noch Vorbehalte abzubauen. Mit der 
Einführung mathematisch-statistischer Verfahren und der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung in den Erkenntnis- und Beweis­
prozeß wird das Strafverfahren nicht erschwert, sondern ef­
fektiviert und zudem die Feststellung der Wahrheit auch in 
höherem Maße gewährleistet.15

Die Strafverfahrensrechtswissenschaft muß sich deshalb 
mit Blick auf die neuen Erkenntnisse der Kriminalistik und 
anderer forensischer Wissenschaften stärker als bisher der 
Frage nach den strukturellen Beziehungen innerhalb der Be­
weisführung im Strafverfahren zuwenden14, um im Ergebnis 
einer solchen strukturellen Erörterung der Beweisführung als 
formeller und inhaltlicher Analyse und Synthese ggf. recht­
zeitig rechtliche Regelungserfordernisse erkennen zu können.

Methoden, Mittel und Verjähren bei der Suche,
Sicherung, Fixierung und Würdigung von Beweismitteln

Beweismittel dürfen bekanntlich nur insoweit zur Beweisfüh­
rung herangezogen werden, als sie selbst auf gesetzlichem 
Wege erlangt wurden. Auf die Frage, welche Methoden, Mit­
tel und Verfahren bei der Suche, Sicherung, Fixierung und 
Würdigung von Beweismitteln verwendet werden dürfen, gibt 
die StPO keine erschöpfende Antwort. In §§ 25 bis 51 StPO 
sind zwar eine Reihe von Bestimmungen enthalten, die einen 
gewissen Bezug zu dieser Frage haben (z. B. Vernehmung von 
Beschuldigten und Zeugen; Protokollierung ihrer Aussagen; 
Erstattung von Sachverständigengutachten), dennoch bleiben 
aber die meisten dieser Methoden, Mittel und Verfahren 
außerhalb der gesetzlichen Regelung. Da sie eng mit dem wis­
senschaftlich-technischen Fortschritt verbunden und infolge-
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